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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 10/2063 — 


zur Erklärung der Bundesregierung über die Jahresversammlung 1984 des 
Internationalen Währungsfonds in Washington 


zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2818 — 


Vorlage eines jährlichen Berichts über die Kreditpolitik des Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und der Weltbankgruppe durch die Bundesregierung 


A. Problem 

Das Wirken von Internationalem Währungsfonds und Welt- 
bank, über das diese Institutionen in Jahresberichten und 
Jahresversammlungen Rechenschaft ablegen, hat insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der hohen Verschuldung vieler 
Staaten der Dritten Welt zunehmend die Aufmerksamkeit des 
Deutschen Bundestages auf sich gezogen. Damit ist das Be- 
dürfnis, sich nach außen zu erklären, teilweise auch nach wei- 
teren Informationen, gewachsen. 


B. Lösung 

Entsprechend dem Entschließungsantrag der Koalitionsfrak- 
tionen, der insbesondere im Hinblick auf den Bonner Wirt- 
schaftsgipfel u. a. hinsichtlich der Forderung nach neuen 
GATT-Verhandlungen aktualisiert wird, soll die von der Bun- 
desregierung unterstützte Politik der internationalen Institu- 
tionen zur Überwindung der hohen Verschuldung vieler Staa- 
ten der Dritten Welt bestätigt werden. Industrie- und Entwick- 
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lungsländer bleiben aufgefordert, weiterhin zur Bewältigung 
der Probleme beizutragen. 

Der Antrag, die nationale Jahresberichterstattung zu formali- 
sieren, wird abgelehnt 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD, mit dem u. a. eine 
internationale Schuldenkonferenz, von den internationalen 
Institutionen der Einsatz der Konditionenpolitik zur Be- 
schränkung von Militärausgaben sowie von den USA eine hilf- 
reiche Steuer-, Zins- und Vorsorgepolitik der Banken gefor- 
dert werden, ist von der Mehrheit abgelehnt worden. 


D. Kosten 

Soweit Kostenrisiken für die Haushalte des Bundes oder der 
Länder in Betracht kommen, sollen sie möglichst gering ge- 
halten werden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entschließungsantrag — Drucksache 10/2063 — in der Fassung der 
Anlage anzunehmen, 

2. den Antrag — Drucksache 10/2818 — abzulehnen. 

Bonn, den 12. Juni 1985 

Der Finanzausschuß 

Gattermann Rapp (Göppingen) Dr. von Wartenberg 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Entschließungsantrag 

zur Erklärung der Bundesregierung über die Jahresversammlung 1984 des 
Internationalen Währungsfonds in Washington 


Die hohe Auslandsverschuldung vieler Staaten der Dritten Welt stellt 
eine ernsthafte Gefahr für die internationale Gemeinschaft dar. Sie 
gefährdet den Entwicklungsprozeß in den betroffenen Staaten, den 
freien Welthandel und beeinträchtigt das internationale Finanzsy- 
stem. Ein Zusammenbruch des Finanzsystems hätte weitreichende 
Konsequenzen für Entwicklungs- wie Industrieländer. Die Verschul- 
dung vieler Staaten der Dritten Welt und die sich daraus ergebenden 
Folgen für die wirtschaftliche und politische Zusammenarbeit stellen 
eine Herausforderung für die Bundesrepublik Deutschland und alle 
westlichen Industrienationen dar. 

In eindrucksvoller Zusammenarbeit zwischen Schuldner- und Gläu- 
biger-Ländern, Zentralbanken, Geschäftsbanken und Internationa- 
len Organisationen ist es bisher gelungen, die Gefahren zu entschär- 
fen und zu Vereinbarungen zu kommen. Viele Länder haben durch 
Unterstützungs- und Umschuldungsaktionen eine Atempause erhal- 
ten, die sie unter großen Anstrengungen zur Verbesserung ihrer Zah- 
lungsbilanzsituation nutzen. Die Leistungsbilanzdefizite der nichtöl- 
produzierenden Entwicklungsländer haben sich von 1981 bis 1983 
mehr als halbiert. Die Inflationsbekämpfung hat deutliche Erfolge 
gebracht, das Wachstum in den Industrieländern hat sich erheblich 
verstärkt, die Exporte der Entwicklungsländer in die westlichen In- 
dustrieländer haben erfreulich zugenommen. Dennoch erfordert die 
Überwindung der Verschuldungskrise weiterhin erhebliche Anstren- 
gungen aller Beteiligten. Ziel muß es sein, Schuldenlast und Schul- 
dendienstfähigkeit der betroffenen Länder wieder in Einklang zu 
bringen und eine stetige soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu 
fördern. Wegen der sehr unterschiedlichen Problemlage im Einzelfall 
gibt es hierfür weder Patentrezepte noch globale Lösungen. Aber es 
gibt die Notwendigkeit gemeinsamer Lösungsbemühungen, und es 
gibt die Verpflichtung zur Solidarität. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag bekennt sich ausdrücklich zur gemein- 
samen Verantwortung der Gläubiger- wie der Schuldnerstaaten 
für die Lösung der aufgetretenen Finanz- und Entwicklungspro- 
bleme und die gemeinsame Zukunft ihrer Nationen, und er unter- 
stützt die Bundesregierung in ihrer Bereitschaft, dieser Verant- 
wortung durch gemeinsames Handeln gerecht zu werden. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Erklärungen der Weltwirt- 
schaftsgipfel in London und Bonn sowie der Konferenzen der 
höchstverschuldeten lateinamerikanischen Staaten in Cartagena 
und Mar del Plata, die ein hohes Maß an Übereinstimmung nicht 
nur in der Analyse der Lage erkennen lassen, sondern auch in 
einer Reihe von Elementen zu ihrer Überwindung: Anerkennung 
der Verbindlichkeiten, Bemühungen um spürbare Senkung der 
internationalen Zinssätze, länderspezifische Abkommen mit Re- 
gierungen, Gläubiger-Banken und Internationalem Währungs- 
fonds. 

3. Der Deutsche Bundestag unterstützt die Bemühungen der Bun- 
desregierung und der Bundesbank, durch erhebliche finanzielle 
Beiträge an internationale Organisationen, Maßnahmen im Rah- 
men der Entwicklungshilfe und — soweit möglich — ergänzend 
durch Ausfuhrbürgschaften und Umschuldungen eine langfristige 
Verbesserung der Entwicklungschancen der betroffenen Länder 
zu ermöglichen. 
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4. Der Deutsche Bundestag würdigt den Beitrag des Internationalen 
Währungsfonds und der Weltbank zur Bewältigung der akuten 
Krise. Er begrüßt die Ergebnisse der Jahrestagung 1984 von IWF 
und Weltbank sowie der Frühjahrstagungen des Entwicklungs- 
und Interims-Ausschusses. Er ist der Ansicht, daß die dort gefaß- 
ten Beschlüsse einen realistischen Ansatzpunkt für die Lösung 
der bestehenden Probleme darstellen. 

5. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, alle 
weiteren Maßnahmen zur Lösung der Verschuldungsproblematik 
auf nationaler wie internationaler Ebene an den folgenden Prinzi- 
pien auszurichten: 

a) Die Schuldnerstaaten müssen bereit sein, ihre Volkswirtschaf- 
ten an die veränderten ökonomischen Gegebenheiten anzu- 
passen und durch eine realistische Wirtschaftspolitik mit mo- 
netärer und fiskalischer Disziplin im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten eine solide Grundlage für soziale Gerechtigkeit und 
politische Stabilität zu schaffen. 

b) Die Industrienationen müssen bereit sein, ihre verbalen Be- 
kenntnisse gegen den Protektionismus in konkrete Politik um- 
zusetzen und bis jetzt verzögerte Strukturanpassungen durch- 
zuführen. Sie müssen um ein stetiges und möglichst inflations- 
freies Wachstum auch durch die Konsolidierung ihrer öffentli- 
chen Haushalte bemüht sein und der Dritten Welt verstärkte 
Exportchancen ermöglichen. Sie müssen ihren Teil der Anpas- 
sung slasten mittragen. Der Deutsche Bundestag begrüßt die 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Bonn erklärte Absicht der 
führenden westlichen Industrieländer, neue Initiativen zur 
Stärkung des offenen multilateralen Handelssystems zu er- 
greifen. Er unterstützt die Bemühungen der Bundesregierung 
dazu beizutragen, daß unverzüglich neue umfassende GATT- 
Verhandlungen aufgenommen werden können. 

c) Durch Umschuldungsmaßnahmen soll denjenigen Schuldner- 
ländern, die ihren Schuldendienst nicht aus eigener Kraft be- 
wältigen können, Zeit eingeräumt werden, ihre Volkswirt- 
schaften an die veränderten weltwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen anzupassen und eine effizientere Wirtschaftspolitik 
zu verfolgen. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen die Zutei- 
lungen von unkonditionierter Liquidität oder eine unkonditio- 
nierte Streckung der Schulden auch in Zukunft vermieden 
werden. 

d) Der Internationale Währungsfonds muß auch weiterhin in die 
Lage versetzt werden, seine führende Rolle als Ratgeber und 
seine Katalysatorrolle beim Zustandekommen von Finanzie- 
rungen zu erfüllen. Das Engagement des Internationalen Wäh- 
rungsfonds ist als Grundlage für eine weitere Kreditvergabe 
der privaten Banken unverzichtbar. Die zwischen IWF und 
Schuldnerland vereinbarten Stabilisierungsprogramme müs- 
sen neben den angestrebten wirtschaftlichen Verbesserungen 
die sozialen und politischen Implikationen berücksichtigen: 
„Es liegt im Interesse aller Beteiligten — auch der Industrie- 
länder — , daß es den Schuldnerländern gelingt, ihre Volkswirt- 
schaften geordnet und ohne soziale Zerreißproben anzupas- 
sen“ (Jahreswirtschaftsbericht 1984 der Bundesregierung, 
Nummer 36). 

e) Bei den Finanzströmen in die Dritte Welt ist eine überzeugen- 
dere Verbindung als bisher zwischen Kapitalimport und inlän- 
dischen Entwicklungsinvestitionen herzustellen. Die Schuld- 
nerländer müssen eine Wirtschaftspolitik betreiben, die eine 
Verschärfung ihrer Schuldensituation durch Kapitalflucht Ge- 
bietsansässiger verhindert und Anreize für eine zumindest 
teilweise Rückkehr der Fluchtgelder bietet. 

f) Direktinvestitionen aus den Industrieländern sind eine beson- 
ders wichtige und dauerhafte Form der Kapitalzufuhr und des 
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entwicklungspolitisch notwendigen Kapitaltransfers; in den 
Gastländern müssen günstige Rahmenbedingungen wie z. B. 
Eigentums- und Transfergarantien geboten werden, die solche 
Direktinvestitionen begünstigen wie umgekehrt die ausländi- 
schen Direktinvestoren sich in die Entwicklungsprioritäten 
einfügen sollen. 

g) Die Industrieländer sollten wegen des Erfolgs der bisherigen 
Verhandlungen über die Umschuldung staatlicher und staat- 
lich verbürgter Kredite auch weiterhin Nachdruck auf ihre 
Durchführung im Rahmen des Pariser Clubs legen. 

h) Bei bevorstehenden weiteren Umschuldungsverhandlungen 
sollen Regelungen über die Laufzeiten der Verpflichtungen 
gefunden werden, um die sich abzeichnende Kumulierung von 
Fälligkeiten in den beiden kommenden Jahren zu vermeiden. 

i) Bei allen Meißnahmen ist auf eine gerechte Lastenverteilung 
zu achten. Dabei können Regierungen und Zentralbanken den 
Banken ihre Lasten und Risiken nicht abnehmen. 

j) Neben der finanziellen Zusammenarbeit, flankierenden Maß- 
nahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Organisation und 
damit zur Selbsthilfe der Empfängerländer ist insbesondere 
die Entwicklung der teilweise vernachlässigten Binnenmärkte 
zu fördern; Ansätze regionaler Kooperation sind auszubauen 
und zu unterstützen. 

k) Im Kontext der genannten Maßnahmen können und müssen 
die Industrieländer ihre Zusage einlösen, „den Mittelzustrom 
einschließlich öffentlicher Entwicklungshilfe ... in die Ent- 
wicklungsländer und vor allem die Ärmsten unter ihnen auf- 
rechtzuerhalten und möglichst zu erhöhen“ (Weltwirtschafts- 
gipfel in London). Dabei sollten öffentliche Leistungen auf die 
Länder konzentriert werden, die — einzeln oder in regionaler 
Zusammenarbeit — ausreichende Gewähr für einen wirkungs- 
vollen Einsatz dieser Mittel zur Verbesserung und Stabilisie- 
rung ihrer Situation versprechen, aus humanitären Gründen 
nicht im Stich gelassen werden dürfen oder aus Gründen der 
regionalen Stabilität Unterstützung benötigen. 
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Bericht der Abgeordneten Rapp (Göppingen) und Dr. von Wartenberg 


Der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen 
— Drucksache 10/2063 — wurde in der 87. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 3. Oktober 1984 an- 
läßlich einer Erklärung der Bundesregierung über 
die Jahresversammlung 1984 des Internationalen 
Währungsfonds zur federführenden Beratung an 
den Finanzausschuß und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit überwiesen. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN — Druck- 
sache 10/2818 — wurde in der 135. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 25. April 1985 zur federfüh- 
renden Beratung an den Finanzausschuß, zur Mit- 
beratung an den Auswärtigen Ausschuß, an den 
Ausschuß für Wirtschaft, an den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben jeweils mit 
Mehrheit empfohlen, den Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen anzunehmen und den Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN abzulehnen. 

Der Finanzausschuß hat über die Vorlagen am 
27, Mai 1985 beraten. 

Die Koalitionsfraktionen haben ihre Auffassung 
von der Aufgabe des Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) und der Weltbank in Übereinstimmung 
mit den Zielsetzungen der Gründungsverträge und 
mit der von der Bundesregierung in ihren Organen 
mitgestalteten Politik aus Anlaß einer Plenarde- 
batte zur Verschuldensproblematik in Ländern der 
Dritten Welt zu einem Entschließungsantrag zu- 
sammengefaßt und Postulate für die ergänzende in- 
ternationale und nationale Politik zur Überwindung 
der Verschuldenskrise aufgestellt. Danach werden 
die internationalen Institutionen in ihrer langfristi- 
gen Politik bestätigt, Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen empfohlen, wird 
zum Kampf gegen Protektionismus aufgerufen, die 
Eigenverantwortung der Entwicklungsländer be- 
tont und die Bedeutung der Entwicklungshilfe bei 
ausreichender Gewähr für wirtschaftlich und 
menschlich sinnvoller Verwendung hervorgehoben. 
Im Verlaufe der Ausschußberatung wurde eine Ak- 
tualisierung des Entschließungstextes mit Schwer- 
punkt auf neuen GATT- Verhandlungen einge- 
bracht. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN fordert mit ihrem An- 
trag von der Bundesregierung einen Jahresbericht 
über die Kreditpolitik des Internationalen Wäh- 
rungsfonds und der Weltbankgruppe, über ihre Po- 
sition und ihr Abstimmungsverhalten in den Orga- 
nen der internationalen Institutionen und eine Er- 
folgsgewichtung unter den Kriterien von Befriedi- 
gung menschlicher Grundbedürfnisse, Schutz na- 
türlicher Lebensgrundlagen, Erhaltung binnen- 
marktorientierter Produktionen, Klein- und Mittel- 


betriebsförderung, Wahrung der Menschenrechte 
und Stärkung demokratischer und partizipatori- 
scher Strukturen, 

Die Fraktion der SPD hat ihren Standpunkt durch 
mehrere Ergänzungsvorschläge zum Entschlie- 
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen und ihre Zu- 
stimmung zum Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
ausgedrückt. Mit den Ergänzungen sollte insbeson- 
dere 

— eine rasche Bewältigung der Krise und eine Re- 
form des Weltwährungs- und Welthandelssy- 
stems angestrebt, 

— eine Beteiligung der Schuldnerländer an einer 
Schuldenkonferenz unterstützt, 

— auf die USA im Sinne einer Zinssenkung, einer 
Wiederbesteuerung von 'Zinseinkünften an der 
Quelle und einer bankenrechtlichen Risikovor- 
sorge eingewirkt, 

— und die Konditionenpolitik der internationalen 
Organisationen zur Beschränkung von Militär- 
ausgaben genutzt 

werden. 

Die Ausschußmehrheit empfiehlt unter Bestätigung 
der Politik der Bundesregierung, den Entschlie- 
ßungsantrag in einer überarbeiteten Form anzu- 
nehmen. 

Die Änderungswünsche der Fraktion der SPD wur- 
den abgelehnt. Die bisherige Politik von IWF und 
Weltbank, die auch von früheren Bundesregierun- 
gen mitgetragen wurde, soll fortgesetzt werden. 
Eine glaubwürdige Alternative hierfür gibt es nicht. 
Ebenso wenig besteht eine realistische Alternative 
zur bestehenden Weltwährungsordnung, die in den 
letzten Jahren ihre große Flexibilität bewiesen hat. 
Eine internationale Schuldenkonferenz könnte kei- 
nen sinnvollen Beitrag zur Bewältigung der Ver- 
schuldensprobleme leisten. Die jetzt verfolgte Stra- 
tegie der auf den Einzelfall bezogenen Lösungen 
und des konstruktiven Dialogs der Gläubiger- und 
Schuldnerländer in den dafür zuständigen Gremien 
hat sich bewährt und sollte fortgeführt werden. Es 
wird keine Notwendigkeit gesehen, die Bundesre- 
gierung aufzufordern, über den ständigen, vertrau- 
ensvoll geführten Dialog mit den USA über anste- 
hende Probleme hinaus tätig zu werden. Die Be- 
schränkung des IWF auf ökonomische Kriterien ist 
Grundpfeiler der Funktionsfähigkeit dieser wichti- 
gen internationalen Organisation. Andere politische 
Zielsetzungen, wie die Drosselung von Militäraus- 
gaben, die mit tiefgreifenden Eingriffen in die Sou- 
veränität der Mitgliedstaaten verbunden wären, 
müßten langfristig den Bestand dieser Organisation 
gefährden. 
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Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN wurde von 
der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abgelehnt, 
weil die bestehende Berichterstattung der interna- 
tionalen Institutionen und der Bundesregierung als 
völlig ausreichend angesehen werden und eine 
Fülle von zusätzlichen Informationsinstrumenten 


nicht periodischer Art zur Verfügung steht. Es be- 
steht kein Zweifel, daß die Bundesregierung auch 
der Wirkung von Maßnahmen der internationalen 
Organisationen auf die Menschen in den Schuld- 
nerländern ihre Aufmerksamkeit widmet. 


Bonn, den 12. Juni 1985 


Rapp (Göppingen) Dr. von Wartenberg 

Berichterstatter 
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